
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

9. Juni 2023 

 
 

Stellungnahme 

des Deutschen Journalisten-Verbandes e.V. 

zu Artikel 6 Abs. 2 (a) 

 

des Entwurfs einer Verordnung  

zur Schaffung eines gemeinsamen Rahmens für Mediendienste  

im Binnenmarkt (Europäisches Medienfreiheitsgesetz)  

und zur Änderung der Richtlinie 2010/13/EU 

 

Der DJV beobachtet die aktuelle Diskussion um Artikel 6 Abs. 2 (a) des EMFA-

Kom-E1 mit großer Sorge und fühlt sich aufgefordert, zu dieser Norm aus Sicht 

der deutschen Journalist:innen Stellung zu nehmen. Die Norm bietet die 

Chance, deutschland- und europaweit Eingriffe in die redaktionelle Freiheit 

durch Mediendienstanbieter zu verringern. Die verschiedenen Änderungsvor-

schläge lassen allerdings vermuten, dass sich die unbegründete Befürchtung 

durchgesetzt hat, dass die redaktionelle Freiheit den Journalist:innen zu weit-

reichende Möglichkeiten bieten würde. Das ist aber mitnichten der Fall. Die 

vorgeschlagene Regelung der Kommission schreibt lediglich eine Minimalfrei-

heit der Redakteure fest, die eine Abwägung zwischen verschiedenen Rechten 

und Interessen festschreibt. Redakteure können sich nach dem Vorschlag der 

Kommission weder über die wirtschaftlichen Interessen noch über die allge-

meine Haltung des Mediendienstanbieters hinwegsetzen. Auch kann der Re-

gelungsvorschlag keine unkontrollierte Haftung des Mediendiensteanbieters 

                                                 
1 Proposal of the Commission for a regulation of the European Parliament and of the Council  

establishing a common framework for media services in the internal market (European 

Media Freedom Act) and amending Directive 2010/13/E. 
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auslösen. Der DJV plädiert sogar für eine weitergehende Kodifizierung der „in-

neren Medienfreiheit“, als es die Kommission vorschlägt, und erinnert an einen 

Gesetzesentwurf aus der Zeit der sozialliberalen Koalition, der fein ausgewo-

genen Regelungen zur Abgrenzung zwischen Verleger- und Journalisteninte-

ressen vorsieht. 

 

Bevor auf die einzelnen Kodifizierungsvorschläge eingegangen wird, soll zum 

besseren Verständnis der Materie die Geschichte der inneren Pressefreiheit in 

Deutschland skizziert werden. Die zeigt, wie und weshalb ein gesetzlicher Rah-

men für die „innere Pressefreiheit“ seit den 70er Jahren angestrebt wurde. Da-

nach wird erörtert,  warum die Kompetenzabgrenzung zwischen Medien-

diensteanbietern und Redaktion im Hinblick auf die fortschreitende Presse-

konzentration und faktischen Übergriffe auf redaktionelle Entscheidungen 

heute notwendiger ist denn je. 

 

A. Geschichtlicher Hintergrund/ Statutenbewegung 

In Deutschland wird die Gewährleistung der redaktionellen Unabhängigkeit im 

Verhältnis zum Verleger unter dem Begriff „innere Pressefreiheit“ diskutiert. 
 

Die Forderung  nach einer Regelung, welche die „innere Pressefreiheit“ absi-

chert, gibt es schon seit den 60er Jahren. Schon damals ist sie aus dem Motiv 

heraus entstanden, den Konzentrations- und Vermachtungserscheinungen auf 

Zeitungs- und Zeitschriftenebene entgegenzutreten, indem der Verlegerfrei-

heit ein bestimmtes Maß an Journalistenfreiheit entgegengestellt wird. Willy 

Brandt hatte in seiner Regierungserklärung vom 18.01.1973 angekündigt, den 

Entwurf eines Presserechtsrahmengesetzes (PRRG) vorzulegen und darin eine 

gesetzliche Mindestlösung für die Abgrenzung der Verantwortlichkeit von Ver-

leger und Redakteur vorzuschlagen. Darin sehe die Bundesregierung „einen 
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wichtigen Beitrag zur Erhaltung der Meinungsvielfalt in der Presse“.2 Wenig 

später hat das Bundesinnenministerium einen solchen Entwurf erarbeitet.3  

Gedacht war einerseits an eine individuelle Eigenverantwortung jedes einzel-

nen Journalisten und andererseits an eine kollegiale Redakteursmitwirkung in 

personellen und inhaltlich publizistischen Kernfragen, die durch sogenannte 

Redakteursstatute näher auszugestalten seien.4  Nach dem Entwurf des Pres-

serechtsrahmengesetzes hatte der Verleger vor der Berufung des Chefredak-

teurs die Redakteursvertretung zu hören.5 Bei der Kündigung hatte diese unter 

bestimmten Umständen ein Widerspruchsrecht.6 Personelle Veränderungen 

der Redaktion waren nach dem Entwurf nur im Einvernehmen mit dem Chef-

redakteur und nach Anhörung der Redaktionsvertretung möglich.7 

 

Im Laufe der Zeit haben sich einzelne Zeitungs- und Zeitschriftenhäuser im-

mer wieder auf Redaktionsstatute geeinigt, die das Zusammenspiel von Ei-

gentümern und Redaktion regelten und Redakteursausschüsse bzw. Redakti-

onsvertretungen vorsahen.8 Der Entwurf eines Presserechtsrahmengesetzes 

hat aber das Stadium eines Referentenentwurfs nie überschritten. Allein 

Brandenburg hat die innere Pressefreiheit gesetzlich geregelt. § 4 BbgPrG 

bleibt aber weit hinter dem Entwurf von 1974 zurück und enthält kaum mehr 

als die Wiederholung verfassungsrechtlicher Aussagen, die Rechtsprechung 

und Lehre aus Art. 5 Abs. 1 GG ableiten.  

In den meisten öffentlichen Rundfunkanstalten gibt es Regelungen zur inneren 

Medienfreiheit. Es wurden Redaktionsstatute verabschiedet und Redaktions-

                                                 
2 Bericht der Bundesregierung über die Lage von Presse und Rundfunk in der Bundesrepublik 

Deutschland (1974). BT-Drucks. 7/2104, S.41ff. 
3 Entwurf eines Gesetzes über die allgemeinen Rechtsverhältnisse der Presse (Presserahmen-

gesetz - PRRG) i.d.F.v 25.09.1974, abgedruckt in Hoffmann- Riem, Plander, Rechtsfragen der 

Pressereform, S.195ff. Siehe auch Anlage 1. 
4 Martin Stock, Innere Medienfreiheit – Ein modernes Konzept der Qualitätssicherung (2001), 

S.148. 
5 § 14 PRRG, siehe FN 3. 
6 § 15 PRRG, siehe FN 3. 
7 § 16 PRRG, siehe FN 3. 
8 Martin Stock, Innere Medienfreiheit – Ein modernes Konzept der Qualitätssicherung (2001), 

S.21. 
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vertretungen installiert, die wiederum untereinander in der Arbeitsgemein-

schaft der öffentlich-rechtlichen Redakteursausschüsse vernetzt sind.9 Den An-

fang machte die Landesregierung in NRW 1985 mit der Schaffung der §§ 30-

32 WDR Gesetz, wo erstmals die „eigene journalistische Verantwortung“ fest-

geschrieben wurde. 
 

Eine spezialgesetzliche, genuin medienrechtliche Verbürgung innerer Medien-

freiheit für alle Medien wurde aber von den Verlegerverbänden, welche die 

Medienfreiheit ausschließlich als marktorientierte Medienunternehmerfreiheit 

(Verlegerfreiheit) betrachteten, von Anfang an torpediert. Offenbar erfolgreich, 

da sämtliche Bundesregierungen nach Willy Brandt neben politischen Erwä-

gungen nur noch darauf verwiesen, dass die rahmengesetzliche Regelung der 

inneren Pressefreiheit mit einem verfassungsrechtlichen Risiko behaftet sei. 10 
11 

 

B.  Zur Notwendigkeit der Regulierung 

Heute ist die Kompetenzabgrenzung zwischen Mediendiensteanbietern und 

Redaktionen sowie eine Regulierung von Eigentümermacht im Journalismus 

im Hinblick auf die fortschreitende Pressekonzentration notwendiger denn je. 

Das gilt vor allem für den Tageszeitungsmarkt: 

Der deutsche Tageszeitungsmarkt unterliegt seit Jahren fortschreitenden Kon-

zentrationsentwicklungen.12 Insbesondere die publizistische Konzentration 

steigt weiter an. Die Kommission zur Ermittlung der Konzentration im Medi-

enbereich (KEK) konstatiert: „Die Bildung von Zentralredaktionen und zuneh-

                                                 
9 Innere Pressefreiheit revisited, Journalistik. Zeitschrift für Journalismusforschung 

Heft 3/2022, S. 228-247. 
10 Bericht der Bundesregierung über die Lage von Presse und Rundfunk in der Bundesrepub-

lik Deutschland (1985). BT-Drucks. 10/5663, S.65. 
11 Zur Verfassungskonformität des Entwurfs, vgl. Hoffmann- Riem, Plander, Rechtsfragen der 

Pressereform, Entwurf eines Gesetzes über die allgemeinen Rechtsverhältnisse der Presse 

1977. 
12 Vgl. insbesondere die Ausführungen von Röper, in: Media Perspektiven, 6/2022; 6/2020, 

5/2018, 5/2016, 5/2014, 5/2012 und 8/2008, jeweils: Daten zur Konzentration der Tages-

presse in der Bundesrepublik Deutschland. 
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mende verlagsübergreifende inhaltliche Kooperationen führen zu einer inhaltli-

chen Angleichung der Titel und der Auflösung von Wettbewerbssituationen. Dies 

betrifft nicht nur die Printprodukte der Verlage, sondern auch die mit diesem 

verbundenen digitalen Angebote.“13 

 

In über zwei Drittel der deutschen (Land-)Kreise und Städte erscheint nur noch 

eine einzige Regionalzeitung, in anderen Bereichen sind mehrere Regionalzei-

tungen unter einem gemeinsamen Dach erhältlich, so dass man von einem 

unternehmerischen Monopol sprechen kann. Ein echter Wettbewerb zwischen 

konkurrierenden Anbietern besteht nur noch in wenigen größeren Städten 

(z. B. Berlin, München, Frankfurt) und in einigen Regionen, vor allem in Süd-

deutschland.14  Der Verlegerverband BDZV warnt vor sogenannten „weißen 

Flecken“, also Regionen, in denen es gar keine Zeitung mehr gibt. 15     
 

Je geringer die quantitative Vielzahl der Angebote, desto wichtiger wird die 

Qualitätssicherung von innen heraus. Soweit der Konzentrationsprozess nicht 

aufgehalten werden kann, muss darauf hingewirkt werden, dass die Vielfalt in 

den einzelnen Presseorganen durch ein garantiertes Mindestmaß an redaktio-

neller Unabhängigkeit gestützt wird. 

 

Neben den Entwicklungen in Bezug auf die Pressekonzentration gibt es auch 

andere Gründe zur Besorgnis. Besonders beunruhigend sind Berichte über tat-

sächliche Eingriffe in die journalistische Freiheit durch Verleger in der jüngsten 

Vergangenheit. 

Die Wochenzeitung “Die Zeit“ enthüllte, dass im Vorfeld der letzten Bundes-

tagswahl der Springer-Chef Mathias Döpfner den damaligen Bild Chefredak-

teur Julian Reichelt gedrängt haben soll, die FDP zu stärken, um die Ampel-

                                                 
13 7. Bericht der Kommission zur Ermittlung der Konzentration 

im Medienbereich (KEK) über die Entwicklung der 

Konzentration und über Maßnahmen zur Sicherung 

der Meinungsvielfalt im privaten Rundfunk 2021, S.128. 
14 https://de.wikipedia.org/wiki/Medienkonzentration 
15 https://www.bdzv.de/alle-themen/medienpolitik/positionen/zeitungszustellung 
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Koalition zum Scheitern zu bringen.16 Im Herbst 2021 wurde durch eine Veröf-

fentlichung auf der Plattform Übermedien bekannt, dass der Verleger Dirk Ip-

pen eine Recherche über den Ex-Bild-Chef Julian Reichelt blockierte. Die Re-

chercheure veröffentlichten ihre Geschichte daraufhin in der New York Times17, 

sodass sich der publizistische Schaden in Grenzen hielt. Auf regionaler und 

lokaler Ebene aber gelingt es den Journalist:innen oft nicht, sich gegen die 

Macht der Verleger durchzusetzen. Das jedenfalls legt eine Recherche von cor-

rectiv nahe, die den Ippen Fall zum Anlass nahm, die Situation im Lokaljourna-

lismus zu durchleuchten. Das Ergebnis ist erschreckend, da redaktionelle Ein-

griffe durch die Geschäftsführung keine Seltenheit zu sein scheinen.18 

 

In europäischen Nachbarländern beobachtet der DJV leider noch viel weiter-

gehende Übergriffe auf die redaktionelle Unabhängigkeit und den Medienplu-

ralismus. Das kann deutsche Journalist:innen nicht nur aus Gründen der Soli-

darität nicht unberührt lassen. Die Gewährleistung hoher journalistischer Stan-

dards in der gesamten EU ist auch deshalb nötig und konsequent, weil es in 

zunehmendem Maße internationale Kooperationen von Medien und Journa-

list:innen gibt, etwa im Rahmen gemeinsamer Rechercheprojekte wie den Pa-

nama-Papers oder den Pandora-Papers. Ein insgesamt hohes Schutzniveau ist 

deshalb konsequenterweise über die gesamte Europäische Union hinweg zu 

etablieren. 

 

 

C. Die verschiedenen Regulierungsvorschläge  

Vor diesem Hintergrund scheint eine gesetzliche Absicherung der „inneren 

Pressefreiheit“ geradezu geboten.  

 

 

 

                                                 
16 https://www.zeit.de/2023/16/mathias-doepfner-axel-springer-interne-dokumente. 
17 https://www.nytimes.com/2021/10/17/business/media/axel-springer-bild-julian-rei-

chelt.html. 
18 https://correctiv.org/aktuelles/ungerechte-arbeit/2021/12/08/so-beeinflussen-verleger-

die-berichterstattung-im-lokaljournalismus/. 

https://languagetool.org/
https://languagetool.org/
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I. Der Vorschlag der Kommission  

Der DJV begrüßt deshalb die von der Kommission vorgeschlagene Regelung 

zu Artikel 6 Abs. 2 (a) EMFA-Kom-E im Grundsatz. Allerdings muss der Wortlaut 

an einer Stelle zwingend korrigiert werden, da es nicht darauf ankommen kann, 

was der Mediendiensteanbieter für angemessen erachtet (that they deem ap-

propriate). Andernfalls läge es allein in der Hand des Mediendiensteanbieters 

zu bestimmen, ob und ggf. welche Maßnahmen getroffen werden. Die Vor-

schrift hätte keinen juristischen wirksamen Mehrwert für die journalistische 

Praxis, sondern wäre reine Symbolpolitik. Der Mediendiensteanbieter muss da-

her verpflichtet werden, Maßnahmen zu treffen, welche die Unabhängigkeit 

der Redakteure tatsächlich gewährleisten. Der DJV schlägt deshalb folgende 

Regelung vor: 

 

2. Without prejudice to national constitutional laws, consistent with the Charter, 

media service providers, providing news and current affairs content, shall take 

measures that they deem appropriate with a view to guaranteeing the indepen-

dence of individual editorial decisions. In particlar, such measures shall aim to: 

 

(a) guarantee that editors are free to take individual editorial decisions in the 

exercise of their professional activity;  

 

II. Der Vorschlag des Rates 

 

Dasselbe gilt für den Entwurf des Rates. Auch dort sollte die subjektive Kom-

ponente gestrichen werden: 

 

2. Without prejudice to constitutional or other national [...] laws consistent with 

the Charter, media service providers, providing news and current affairs content, 

shall take measures that they deem appropriate with a view to guaranteeing [...] 

editorial independence [...]. Inparticular, such measures shall aim to: 

 

(a) guarantee that [...] editorial decisions can be taken freely within the establis-

hed editorial line of the media service provider;  
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III. Die Vorschläge des Ausschusses für Kultur und Bildung 

 

Entwürfe aus den Reihen des Parlaments, die noch weitergehende Einschrän-

kungen enthalten, lehnt der DJV entschieden ab. Im ersten Entwurf des Aus-

schusses für Kultur und Bildung vom 31.03.23 unter der Federführung von Sa-

bine Verheyens wird Art. 6 Abs. 2 um den Zusatz ergänzt: 
 

(a) guarantee that editors are free to take individual editorial decisions in the 

exercise of their professional activity, without prejudice to the right of the 

owner of the media service provider to assume a leading editorial role and 

to decide on the structure and composition of editorial teams;19 

 

Im zweiten Kompromiss-Entwurf des Ausschusses vom 26.05.23 der Berichter-

statterin Sabine Verheyen heißt es: 
 

(a) guarantee that editorial decisions can be taken freely within the editorial 

line of the media service provider, without prejudice to the right of the entity 

being legally liable for the content to assume a leading editorial role20 

 

Solche Einschränkung würde das ursprüngliche Ziel, nämlich ein kleines Stück 

„innere Pressefreiheit“ gesetzlich festzuschreiben, konterkarieren. Die einge-

räumte Freiheit würde gleich mit dem nächsten Satz wieder abgeschafft, denn 

eine „leading editorial role“ bedeutet ja nichts anderes als ein Letztentschei-

dungsrecht des Mediendiensteanbieters. Einzelweisungsbefugnisse des Verle-

gers sind jedoch strikt abzulehnen. Sie widersprechen nicht nur der in Deutsch-

                                                 
19 DRAFT REPORT on the Proposal for a Regulation of the European Parliament and of the 

Council establishing a common framework for media services in the internal market (Euro-

pean Media Freedom Act) and amending Directive 2010/13/EU (COM(2022)0457 – C9 

0309/2022 – 2022/0277(COD)) by the Committee on Culture and Education; Rapporteur: Sa-

bine Verheyen. 
20 1st Batch - Draft Compromises Proposal for a Regulation establishing a common frame-

work for media services in the internal market (European Media Freedom Act) and amending 

Directive 2010/13/EU; Rapporteur: Sabine Verheyen. 
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land und in den meisten europäischen Ländern gelebten Praxis der redaktio-

nellen Unabhängigkeit, sondern auch Art. 5 Abs. 1 S. 2 Grundgesetz, sowie  Art. 

11 EUGRCH und Art. 10 EMRK, da die Pressefreiheit verlangt, dass kein Jour-

nalist gezwungen werden kann, eine andere als seine eigene Meinung publi-

zistisch zu vertreten.21  

 

IV. Die Auffassung des DJV 

 

Von den oben genannten Entwürfen präferiert der DJV den Entwurf der Kom-

mission, allerdings nur mit der vorgeschlagenen Streichung der Worte that 

they deem appropriate.  

 

Die verschiedenen, oben skizzierten Änderungsvorschläge lassen vermuten, 

dass sich die Befürchtung durchgesetzt hat, dass die Formulierung der Kom-

mission Journalist:innen zu weitreichende Möglichkeiten bieten würde. Das ist 

aber nicht der Fall.  

 

Artikel 6 Abs. 2 (a) EMFA-Kom-E geht keinesfalls mit einer uneingeschränkten 

Freiheit des Redakteurs und unabsehbaren Haftungsrisiken des Medienunter-

nehmens einher. Denn der Wortlaut enthält die Einschränkung „Without pre-

judice to national constitutional laws, consistent with the Charter“ und damit 

die Pflicht des Redakteurs, das Interesse an der Publikation gegen andere, in 

der Verfassung und Charter verankerten Rechte, abzuwägen, wie etwa das all-

gemeine Persönlichkeitsrecht. Veröffentlichungen, die geeignet sind, den Tat-

bestand einer zum Schadensersatz verpflichtenden Handlung zu erfüllen, etwa 

weil sie das allgemeine Persönlichkeitsrecht verletzen, wären deshalb schon 

nach den Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 2 unzulässig. Darüber hinaus ist zu 

beachten, dass Autor:innen grundsätzlich für den Inhalt ihrer Beiträge selbst 

haften.22 Haftungsrechtliche Unterschiede zwischen freien und fest angestell-

ten Journalist:innen gibt es nicht. 
 

                                                 
21 Sachs/Bethge, 9. Aufl. 2021, GG Art. 5 Rn. 82. 
22 Soehring, Presserecht, 4. Aulage, § 28, Rn.10. 
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Schließlich wird die Freiheit des Redakteurs auch durch die Grundsatzkompe-

tenz des Mediendiensteanbieters begrenzt. In Erwägungsgrund (21) EMFA-

Kom-E heißt es dazu:  
 

…, dass die vorliegende Verordnung so ausgelegt werden soll, dass den Eigentü-

mern privater Mediendiensteanbieter nicht ihr Vorrecht genommen wird, strate-

gische oder allgemeine Ziele festzulegen und das Wachstum und die finanzielle 

Tragfähigkeit ihrer Unternehmen zu fördern. In dieser Hinsicht wird in dieser 

Verordnung anerkannt, dass das Ziel der Förderung der redaktionellen Unab-

hängigkeit mit den legitimen Rechten und Interessen privater Medieneigentümer 

in Einklang gebracht werden muss. 23 

 

Das entspricht der in der deutschen Literatur diskutierten Grundsatzkompe-

tenz24 des Verlegers, die das Bestimmungsrecht des Redakteurs über die in-

haltliche Gestaltung seines einzelnen Beitrags, der sogenannten Detailkompe-

tenz, einschränkt. Die Grundsatzkompetenz umfasst das Recht des Medien-

diensteanbieters, die allgemeine publizistische Haltung des Mediendienstes 

festzulegen, insbesondere dessen maßgebenden publizistischen Ziele sowie 

dessen allgemeinen publizistischen Einstellungen zu politischen, wirtschaftli-

chen, gesellschaftlichen, kulturellen und sonstigen für die Meinungsbildung 

wichtigen Fragen. Darüber hinaus sind dem Verleger Veröffentlichungen nicht 

zumutbar, die zu voraussehbaren erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen für 

den Verleger führen würden. 
 

Die hier vorgeschlagene Regelung entspricht also weitestgehend der in 

Deutschland schon lange gelebten Praxis, auch wenn sie bisher nicht medien-

übergreifend kodifiziert wurde. Für die Sinnhaftigkeit einer Kodifizierung spre-

chen die oben genannten Konzentrationsprozesse und Verstöße gegen die 

Praxis in der jüngeren Vergangenheit. 

 

                                                 
23Recital 21, Proposal for a Regulation of the European Parlament and the Council estab-

lishing a common framework for media services in the internal market (European Media 

Freedom Act) and amending Directive 2010/13/EU. 
24 Groß, „Redakteursmitbestimmung und Pressefusionskontrolle,                                                                                                                                                                                                                                                            

ZUM 1996, S.918. 
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Allerdings wäre diese Lösung eine Minimallösung im Hinblick auf die innere 

Pressefreiheit. Wenn der europäische Gesetzgeber die Unabhängigkeit und 

Pluralität der Medien in Europa tatsächlich stärken will, ist mehr Mut erfor-

derlich.   

Der Entwurf eines Bundespresserechtsrahmengesetzes25 des Bundesinnenmi-

nisteriums aus dem Jahre 1974 enthält wesentlich weitergehende Regelungen 

zur Redakteursvertretung, Redaktionsstatuten und Mitwirkungstatbeständen 

in personellen Angelegenheiten. Ein solches Gesetz hätte das Potential,  

die Einmischungen in die redaktionelle Freiheit viel effektiver zu unterbinden, 

als es der Entwurf der Kommission getan hat.26  

 

Im Hinblick auf die oben skizzierte fortschreitende Pressekonzentration und 

die faktischen Übergriffe auf redaktionelle Entscheidungen in Deutschland und 

Europa plädiert der DJV deshalb für eine deutlich weitergehende Kompetenz-

abgrenzung zwischen Mediendiensteanbietern und Journalist:innen im oben 

skizziertem Sinne. 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
25 Entwurf eines Gesetzes über die allgemeinen Rechtsverhältnisse der Presse (Presserahmen-

gesetz - PRRG) i.d.F.v 25.0.1974, abgedruckt in Hoffmann- Riem, Plander, Rechtsfragen der 

Pressereform, S.195ff. Siehe auch Anlage 1. 
26 Groß bezweifelt allerdings, dass auch mit diesem weitergehenden Entwurf die innere Pres-

sefreiheit in ausreichendem Maß gestärkt werden könnte. Mehr dazu in „Redakteursmitbe-

stimmung und Pressefusionskontrolle, ZUM 1996, S.922. 
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D. Der DJV: Gewerkschaft und Berufsverband 

Der Deutsche Journalisten-Verband (DJV) vertritt als Gewerkschaft und Berufs-

verband die berufs- und medienpolitischen Ziele und Forderungen hauptbe-

ruflicher Journalist:innen aller Medien. Insbesondere achtet und fördert er die 

publizistische Unabhängigkeit seiner Mitglieder. 

 

Er ist politisch wie finanziell unabhängig. Mit mehr als 27.000 Mitgliedern aus 

allen Bereichen des Journalismus ist der DJV die größte Journalisten-Organi-

sation Europas.  
 

 

 

 

 

Hanna Möllers 

- Justiziarin -   
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